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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

01.02.2021 

Geschäftszahl 

Ra 2020/16/0173 

Rechtssatz 

Stattgebung - vorläufige Anordnung i.A. Familienbeihilfe - Dem VwGG lässt sich (auch) nach 
Einführung der mehrstufigen Verwaltungsgerichtsbarkeit keine Regelung entnehmen, die eine 
Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes oder des Verwaltungsgerichtes zur Erlassung einstweiliger 
Anordnungen in unmittelbarer Anwendung des Unionsrechts vorsähe. Mangels entsprechender 
Zuständigkeitsregeln ist daher zur Bestimmung der Zuständigkeit zur Erlassung einstweiliger 
Anordnungen im Revisionsverfahren von der "sachnächsten Zuständigkeit" auszugehen. "Sachnächstes" 
Gericht für die Prüfung der Erlassung einstweiliger Anordnungen ist das Verwaltungsgericht. Damit wird 
auch den nach der Rechtsprechung des EuGH gebotenen Grundsätzen der Äquivalenz und Effektivität 
entsprochen (VwGH 29.10.2014, Ro 2014/04/0069, und 31.10.2019, Ra 2019/20/0470, mwN). 
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